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Brandenburger Tor
wird aufpoliert
Deutschlands Nationalsymbol,
das Brandenburger Tor in Berlin,
wird gegenwärtig mit großem
Aufwand restauriert. Frisch ge-
reinigt, neu verfugt, verputzt und
in den Grundfesten stabilisiert
wird der imposante Bau am Na-
tionalfeiertag, dem 3. Oktober,
feierlich wiedereröffnet. Seite 4

ICE rast durch Tunnel
unterm Audi-Werk
Die Arbeiten an der ICE-Hochge-
schwindigkeitstrasse Nürnberg –
Ingolstadt sind in vollem Gange.
Jetzt werden die Gleise im „Audi-
Tunnel“ unter dem Werksgelän-
de des Autoherstellers verlegt,
eine technisch anspruchsvolle
Aufgabe. Seite 6

In nur acht Wochen
Autobahnbrücke gebaut
Im Norden Bayreuths, wo die A 9
Berlin – München den Roten
Main überquert, ist innerhalb von
nur zwei Monaten eine Brücke
entstanden. Anderthalb Jahre
wird der Autobahnverkehr über
diese rund 190 m lange Stahl-
konstruktion rollen. Seite 9

Breites Forum für
Baufachleute
Im VDBUM vollzieht sich nach
drei Jahrzehnten Aufbauarbeit ei-
ne Neuausrichtung bei den Akti-
vitäten und Zielen. Der Verband
will sich über den Kreis der Ma-
schineningenieure und -meister
hinaus zu einem Forum für alle
am Bauprozess maßgeblich Be-
teiligten öffnen. Seite 16

Wachstumschancen auch
im rückläufigen Markt
Wie kann sich die Fertigteilindus-
trie in schwierigen Zeiten im
Markt behaupten und womöglich
zulegen? Diese Frage unter ande-
rem stand im Zentrum der Ulmer
Beton- und Fertigteil-Tage. Zum
wichtigsten europäischen Bran-
chenkongress kamen diesmal
1400 Fachleute. Seite 30

Eine der letzten Großbaustel-
len auf der A 9 Berlin – Nürn-
berg, der wichtigsten
Fernstraßenverbindung zwi-
schen Bayern und den neuen
Bundesländern, ist fast abge-
schlossen. Bei Trockau ist eine
neue Talbrücke entstanden.
Eine moderne Großmastpumpe
(Putzmeister) betoniert hier die
letzten Abschnitte. Der sechs-
streifige Ausbau der Nord-
Süd-Verkehrsachse hatte in
den letzten Jahren höchste
Priorität. Das Vorhaben war
unter „Nr. 12“ in die Liste der
„Verkehrsprojekte Deutsche
Einheit“ aufgenommen wor-
den. Die Arbeiten werden von
einer Arge aus den Bauunter-
nehmen Max Bögel,
Neumarkt, und der Walter 
Bau-AG ausgeführt. Seite 10

HORST MICHEL:

Eine Lösung, die keine istD ie „Verschlimmbesse-
rer“ sind überall. Sie
packen einen tatsächli-

chen oder vermeintlichen Miss-
stand energiegeladen an, ver-
breiten Unruhe und Konfusion,
um dann mit lauter Begleitmu-
sik unbrauchbare Lösungen zu
präsentieren. In der freien Wirt-
schaft wird solchen Heißluft-
Produzenten meist ganz schnell
der Hahn zugedreht. Nicht so in
der Politik und der öffentlichen
Verwaltung.

Was der Bundestag vor weni-
gen Tagen als Gesetz zur wir-
kungsvolleren Bekämpfung
von illegaler Beschäftigung und
Schwarzarbeit verabschiedet
hat, ist in wesentlichen Teilen
nicht akzeptabel. Das Papier of-
fenbart ein erstaunliches Maß
an Ignoranz seiner Verfasser
und parlamentarischen Befür-

worter bei wirtschaftlichen und ju-
ristischen Zusammenhängen. Die-
sem Mangel steht dafür ein eben-
so verblüffender Einfallsreichtum
in der Frage gegenüber, wie sich
der Staat aus seiner Verantwor-
tung schleichen kann.

Zentraler Kritikpunkt ist die be-
schlossene Haftung des Hauptun-
ternehmers für Sozialversiche-
rungsbeiträge, die Nachunterneh-
mer zu leisten haben. Wenn der
Bundesrat, vermutlich in seiner
Sitzung am 26. April, das Gesetz
in dieser Form endgültig absegnet,
ist der Skandal perfekt. Es ist nicht
hinnehmbar, dass der Staat eigene
Kontrollaufgaben – voraussagbar

mit gewaltigem Ärger und Auf-
wand verbunden – kurzerhand den
Unternehmern aufsattelt. Da wäre
die Einführung einer Meldepflicht
aller Hauptunternehmer an eine
zentrale Erfassungsstelle der So-
zialversicherungsträger, wie vom
Baugewerbe gefordert, eine weit
vernünftigere Lösung gewesen.

Abgesehen davon, dass dieses
Gesetz den sich bereits abzeich-
nenden verfassungs- und europa-
rechtlichen Überprüfungen wohl
kaum standhalten wird: Eine Re-
gelung, die deutsche Firmen ge-
genüber ausländischen Wettbe-
werbern zusätzlich benachteiligt,
darf nicht einmal in einem minis-

teriellen Referentenentwurf ernst-
haft angedacht werden. Da gibt es
keine Ausrede. Jeder Rechtferti-
gungsversuch macht’s nur schlim-
mer.

Wie schwierig die Bekämpfung
von Schwarzarbeit und illegaler
Beschäftigung in der Praxis ist,
zeigt die ernüchternde Bilanz bei
den Bußgeldbescheiden. Kaum 
15 Prozent von ihnen werden auch
vollstreckt, also bleiben rund 
85 Prozent der verhängten Strafen
ohne Wirkung. Eine stumpfe Waf-
fe ist dieses Instrument vor allem
gegenüber Firmen ohne Betriebs-
sitz in Deutschland. Daran wird
auch die im Gesetz vorgesehene

massive Ausweitung des Buß-
geldrahmens kaum etwas än-
dern.

Wesentlich wirkungsvoller
ist ein Ausschluss von öffentli-
chen Aufträgen für Bauunter-
nehmen, die wegen illegaler Be-
schäftigung und Leistungsmiss-
brauchs verurteilt werden. Die
bloße Androhung einer solchen
Sanktion im Gesetz genügt
nicht. Nur wenn diese Keule
tatsächlich rigoros eingesetzt
wird, besteht Aussicht auf mess-
baren Erfolg. Mit Nachsicht und
Milde ist hier nichts zu gewin-
nen.

Dies kommt einer Erkenntnis
des schweizerischen Dramati-
kers Friedrich Dürrenmatt na-
he: „In der Wirtschaft geht es
nicht gnädiger zu als in der
Schlacht im Teutoburger
Wald.“

Talbrücke bei Trockau eine der letzten Großbaustellen auf A 9

Lange hatte es nach einem De-
bakel für Bundesverkehrsminister
Kurt Bodewig ausgesehen. Einem
Kernstück seiner Verkehrspolitik,
der Einführung der entfernungsab-
hängigen Lkw-Maut auf Autobah-
nen, drohte im Bundesrat das Aus.
Nachdem man sich auch in Mara-
thon-Sitzungen des Vermittlungs-
ausschusses zwischen Bundestag
und Bundesrat in wesentlichen
Streitpunkten nicht hatte einigen
können, gelang es erst buchstäb-
lich in letzter Minute vor der ent-
scheidenden Sitzung der Länder-
kammer am 22. März, eine Mehr-
heit für die Maut zu sichern.

Damit hat die Vernunft gesiegt.
Ein Scheitern wäre einer Katastro-
phe für die Verkehrs- wie für die

Baupolitik gleichgekommen. Die
zum Teil in der Sache nicht unbe-
rechtigten Forderungen der Länder
hätten dies nicht rechtfertigen kön-
nen. Es ging einmal um die strikte
Zweckbindung der Mittel, die die
Länder im Gesetz festgeschrieben
sehen wollten. Dieser Wunsch ist
mehr als verständlich. Wenn schon
„Nutzerfinanzierung“ das Leit-
wort für die ganze Operation ist,
dann darf es für keinen Finanzmi-
nister ein Hintertürchen geben, um
aus dem Aufkommen seinen
Haushalt zu sanieren.

Das sah der Verkehrsminister
ähnlich, nur sein Kollege aus dem
Finanzressort hinderte ihn daran,
entsprechend zu verfahren. Die
Länder konnten zumindest einen

Teilerfolg erreichen. Das Gesetz
schreibt jetzt zwingend vor, dass
die Mittel „überwiegend“ wieder
unmittelbar in Verkehrsinfrastruk-
tur-Investitionen fließen müssen. 

Wichtige Weichenstellung

Mehr als 50 % der erwarteten jähr-
lichen Einnahmen von rund 
3,5 Milliarden € werden also in je-
dem Fall für Verkehrsinvestitio-
nen bereitgestellt. Nachgebessert
wurde bei der Entlastung für die
Speditionsunternehmen. Auch
dies zu Recht. Die Unternehmen
brauchen eine Regelung, die es ih-
nen ermöglicht, künftig im eu-
ropäischen Wettbewerb noch mit-
zuhalten.

Gerettet wurden mit der Eini-
gung über die Maut – und das ist
vielleicht noch wichtiger als der
kurzfristige finanzwirtschaftliche
Aspekt – die damit verknüpften,
weiterführenden Ansätze hin zur
privatwirtschaftlichen Finanzie-
rung der Verkehrsinfrastruktur.
Das für erste privat finanzierte
Projekte vorgesehene Anti-Stau-
programm kann ohne die Einnah-
men aus der Maut schlicht nicht
finanziert werden.

Ebenso wäre der Aufbau einer
privaten Finanzierungsgesell-
schaft obsolet gewesen, die die
Einnahmen künftig – sicher vor
dem Zugriff des Finanzministers
direkt in die Finanzierung der
Verkehrsinfrastruktur lenken soll.

Mit der Zustimmung im Bun-
desrat ist allerdings die pünktli-
che Einführung der Maut zum 
1. Januar 2003 nicht gesichert.
Was noch fehlt, ist die Entschei-
dung über das Konsortium, das
das Maut-System aufbauen soll,
nachdem der ursprüngliche Zu-
schlag auf Grund von Fehlern
im Vergabeverfahren aufgeho-
ben worden war. 

Zudem muss noch offiziell
der Ausstieg aus der Euro-
vignette, die mit Einführung der
Maut abgeschafft wird, erfol-
gen. Dazu ist eine Frist von
knapp einem Jahr nach dem for-
mellen Inkrafttreten des Maut-
gesetzes erforderlich.

Martin Conrads

LÄNDER ERREICHTEN IM BUNDESRAT EINEN TEILERFOLG BEI DER ZWECKBINDUNG DER MITTEL

Einigung über Lkw-Maut in letzter Minute


